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(Mitteilungen)

RAT

ENTSCHLIESSUNG DES RATES UND DER IM RAT VEREINIGTEN VERTRETER
DER REGIERUNGEN DER MITGLIEDSTAATEN

vom 25. Januar 1999

über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk

(1999/C 30/01)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION UND DIE IM
RAT VEREINIGTEN VERTRETER DER REGIERUNGEN
DER MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN GE-

MEINSCHAFT —

A.Ùunter Bezugnahme auf die Beratungen des Rates über
den öffentlich-rechtlichen Rundfunk;

B. in Anbetracht des Umstands, daß der öffentlich-
rechtliche Rundfunk mit seinen kulturellen, sozialen
und demokratischen Aufgaben, die er zum Wohl der
Allgemeinheit erfüllt, von entscheidender Bedeutung
für Demokratie, Pluralismus, sozialen Zusammenhalt,
kulturelle und sprachliche Vielfalt ist;

C. unter Hervorhebung des Aspekts, daß durch die zu-
nehmende Diversifizierung der in der neuen Medien-
umwelt angebotenen Programme der allgemeine Auf-
trag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
noch größere Bedeutung erlangt;

D. eingedenk dessen, daß die im Protokoll zum Amster-
damer Vertrag über den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk erwähnte Zuständigkeit der Mitgliedstaaten in
bezug auf den Auftrag und die Finanzierung bestätigt
wurde —

STELLEN FEST UND BEKRÄFTIGEN FOLGENDES:

1.ÙDas Protokoll zum Amsterdamer Vertrag bestätigt
den einhelligen Willen der Mitgliedstaaten, die Rolle
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks herauszustellen.

2.ÙDie Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Gemeinschaft berühren nicht die Befug-
nis der Mitgliedstaaten, den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk zu finanzieren, sofern die Finanzierung der
Rundfunkanstalten dem öffentlich-rechtlichen Auf-
trag, wie er von den Mitgliedstaaten den Anstalten

übertragen, festgelegt und ausgestaltet wird, dient und
die Handels- und Wettbewerbsbedingungen in der
Gemeinschaft nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt,
das dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft, wobei
den Erfordernissen der Erfüllung des öffentlich-recht-
lichen Auftrags Rechnung zu tragen ist.

3.ÙFür die Erfüllung des Auftrags der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten muß weiterhin der technolo-
gische Fortschritt genutzt werden.

4.ÙDer Zugang einer breiten Öffentlichkeit zu verschie-
denen Kanälen und Diensten frei von jeglicher Dis-
kriminierung und auf der Grundlage der Chancen-
gleichheit ist eine Vorbedingung für die Erfüllung der
besonderen Verpflichtung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks.

5.ÙEntsprechend dem öffentlich-rechtlichen Auftrag, wie
er von den Mitgliedstaaten definiert wird, kommt
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine bedeutende
Rolle dabei zu, der Öffentlichkeit die Vorteile der
neuen audiovisuellen Dienste und Informationsdienste
sowie der neuen Technologien nahezubringen.

6.ÙDie Fähigkeit der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten, der Öffentlichkeit Programme und Dienste
von hoher Qualität anzubieten, muß gewahrt und
ausgebaut werden, einschließlich der Entwicklung und
Diversifizierung der Tätigkeiten im digitalen Zeitalter.

7.ÙDie öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten müssen
imstande sein, weiterhin ein großes Programmspek-
trum im Einklang mit ihrem von den Mitgliedstaaten
definierten Auftrag bereitzustellen, um die Gesell-
schaft insgesamt anzusprechen; in diesem Zusammen-
hang ist es legitim, wenn die öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten danach streben, hohe Einschalt-
quoten zu erzielen.
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